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Milliarden-Auslagerung
der WestLB perfekt
Düsseldorf. Die WestLB hat
sich mit Bundeshilfe im gro-
ßen Stil von riskanten Papie-
ren und bilanziellem Ballast
befreit. Die Auslagerung von
Papieren im Gesamtvolumen
von rund 77 Milliarden Euro
in die erste „Bad Bank“
Deutschlands ist nach einer
monatelangen Vorbereitung
perfekt. Die Übertragung von
Papieren sei in das Handelsre-
gister eingetragen, sagte ein
Sprecher des Amtsgerichtes
Düsseldorf gestern. Nachdem
die WestLB ein erstes kleines
Paket im Volumen von 6,2
Milliarden Euro bereits zum
Jahreswechsel in die „Bad
Bank“ ausgelagert hatte, ging
es nun um das Hauptpaket in
der Größenordnung von 70
Milliarden Euro. Darin befin-
den sich unter anderem struk-
turierte Wertpapiere, Kredite
und Anleihen. (dpa)

Auch bei Chrysler
klemmen die Gaspedale
Auburn Hills. Das Problem der
klemmenden Gaspedale hat
jetzt auch den US-Autokon-
zern Chrysler heimgesucht:
Beim 2007er Modell des Kom-
paktwagens Dodge Caliber lie-
gen einige Beschwerden von
Fahrern vor. Von Unfällen sei
aber nichts bekannt, teilte
Chrysler am Montag in Au-
burn Hills mit. Die US-Ver-
kehrssicherheitsbehörde geht
dem Fall nach. Betroffen sind
nach Angaben von Chrysler
weniger als 10 000 Fahrzeuge.
Die Besitzer sind aufgerufen,
ihre Autos kontrollieren zu las-
sen. Die Schuld für das Pro-
blem liegt nach Angaben von
Chrysler bei dem amerikani-
schen Zulieferer CTS. Von dem
gleichen Unternehmen stam-
men auch die klemmenden
Gaspedale in den Toyota-Au-
tos. Ob Chrysler einen Rückruf
startet, ist noch offen. (dpa)

Telekom steht zu
Griechenland-Geschäft
Köln. Telekom-Chef René
Obermann steht trotz anhal-
tender Probleme hinter den
Auslandsgeschäften des Kon-
zerns. In Griechenland und
der Region sehe er langfristig
einen attraktiven Markt, sagte
Obermann gestern auf der
Hauptversammlung des Bon-
ner Dax-Konzerns in Köln.“
Die Schuldenkrise schlage bis-
lang nicht fühlbar auf die ge-
schäftliche Entwicklung des
Unternehmens durch. In Grie-
chenland ist der Bonner Kon-
zern mit rund 30 Prozent an
der Hellenic Telecom (OTE) be-
teiligt, der griechische Staat
hält noch 20 Prozent. Die leid-
geprüften Telekom-Aktionäre
sollen für 2009 eine Dividende
von 78 Cent erhalten. Für die
kommenden drei Jahre ver-
spricht Obermann stabile Aus-
schüttungssummen in Form
von Dividenden und Aktien-
rückkäufen. Die T-Aktie macht
den Aktionären seit Jahren kei-
ne Freude. Allein in den ersten
vier Monaten 2010 verlor sie
rund vier Prozent an Wert und
kostete zuletzt 9,89 Euro. (dpa)

Verbraucher zücken
häufiger die Karte
Köln. Verbraucher zücken beim
Einkaufen immer häufiger die
Karte. 2009 seien 37,5 Prozent
der Umsätze im Einzelhandel
per Karte bezahlt worden, ein
Jahr zuvor waren es noch 36,1
Prozent. Dagegen lag der An-
teil von Bargeld-Zahlungen am
Gesamtumsatz mit 59,1 Pro-
zent so niedrig wie noch nie.
Das ergab eine Studie des Han-
delsforschungsinstituts EHI in
Köln, an der sich rund 450 Un-
ternehmen aus 30 Branchen
beteiligten. Der Großteil des
Karten-Umsatzes (31,6 Pro-
zent) ging auf EC-Karten zu-
rück. Kreditkarten machten
5,2 Prozent aus und handelsei-
gene Karten mit Zahlfunktion
0,7 Prozent. Rechnungs- und
Finanzkäufe erreichten 3,4
Prozent. (dpa)

Eine Fusion, die im Himmel geschmiedet ist
Continental und United Airlines schließen sich zur größten Airline zusammen. Knallharter Wettbewerb.

VON DANIEL SCHNETTLER
UND STEFFEN WEYER

Houston/Chicago. Luftfahrt ist ein
knallhartes Geschäft: Für 19,99
Euro ans Mittelmeer – mit Glück
zu machen. Für 199 Euro über
den großen Teich nach New
York – in der Nebensaison durch-
aus drin. Kein Wunder, dass viele
Airlines seit Jahren rote Zahlen
schreiben. Mit dem Ausbleiben
der gut zahlenden Geschäftsrei-
senden in der Wirtschaftskrise
und den steigenden Spritpreisen
verschlimmerte sich die Lage
noch. Der letzte Ausweg schei-
nen Zusammenschlüsse.

Mit den amerikanischen Air-
lines Continental und United
Airlines gehen zwei ganz Große
der Branche zusammen und stei-
gen zur neuen Nummer eins am
Himmel auf. „Diese beiden Un-
ternehmen zusammenzuführen,
ist der beste Weg, im harten
Wettbewerb zu bestehen“, sagte
Continental-Chef Jeff Smisek.
Die Fusion sei „im Himmel“ ge-
schmiedet worden.

Wie dramatisch die Lage ist,
zeigte erst jüngst die Insolvenz
von Japan Airlines. Nur mit einer
Schrumpfkur, der jede Dritte der
50 000 Stellen zum Opfer fällt, ist
die Gesellschaft noch zu retten.
Das gleiche Schicksal hatte die
griechische Olympic Airlines

zustimmen.
Doch ob der Zusammenschluss

klappt, muss sich erst noch zei-
gen. Beide Linien schrieben zu-
letzt Verluste, wenn auch nicht
mehr ganz so schlimm wie in
den Jahren zuvor. Continental
macht sein Geld vor allem mit
den Langstrecken nach Europa
und Lateinamerika, United zieht
es mehr in den asiatisch-pazifi-
schen Raum.

Der Deutschen Lufthansa dürf-
te die Hochzeit der beiden US-
Kollegen gelegen kommen.
Schließlich sind die Frankfurter
mit ihnen gewissermaßen ver-
wandt: Im größten Luftfahrt-
bündnis der Welt, der Star Alli-
ance, arbeiten die drei eng zu-
sammen. Kunden der einen Ge-
sellschaft können direkt den
Weiterflug mit der Partner-Air-
line buchen – garantierter An-
schluss inklusive. Und vielleicht
profitiert die Lufthansa noch auf
anderem Wege: Continental und
United dürften einige doppelt
vorhandene Flüge einstellen,
was wiederum die Ticketpreise
der verbliebenen Verbindungen
nach oben triebe. Die Konzern-
führung weist Preiserhöhungen
zwar weit von sich. Aber wollen
die Airlines wieder Geld verdie-
nen, bleibt ihnen auf Dauer kei-
ne andere Wahl, als ihre Kunden
zur Kasse zu bitten. (dpa)

den US-Konkurrenten Delta Air
Lines als Marktführer vom
Thron. United und Continental
werden unter dem Dach der Uni-
ted Continental Holdings zu-
sammenrücken. Auf den Flug-
zeugen prangen künftig die In-
signien beider Gesellschaften:
Von Continental kommt das
Logo, von United der Name. Sitz
wird Chicago sein. An der Spitze
des neuen Konzerns steht Smi-
sek, dem kontrollierenden Ver-
waltungsrat wird United-Chef
Glenn Tilton vorstehen.

Die Gesellschaften fusionieren
über einen Aktientausch. Die
Continental-Eigner bekommen
für ein eigenes Papier 1,05 Ak-
tien von United. Am Ende sollen
sie 45 Prozent an der neuen Hol-
ding halten, und die United-Ak-
tionäre 55 Prozent. Im vierten
Quartal soll der Zusammen-
schluss perfekt sein. Allerdings
müssen sowohl Aktionäre als
auch Wettbewerbshüter noch

2009 erlitten; sie lebt nun in ver-
kleinerter Form als Olympic Air
weiter. Die legendäre Swissair
war schon vor Jahren zusam-
mengebrochen. Ihre Reste flie-
gen unter dem Konzerndach der
Lufthansa. Der schlingernde
Düsseldorfer Ferienflieger LTU
ging in Air Berlin auf.

Experten sehen die Probleme
in der Zersplitterung der Bran-
che. Jedes Land – und sei es noch
so klein – hatte sich zu Beginn
der Luftfahrt-Ära eine eigene Li-
nie gegönnt. Konnte eine Gesell-
schaft nicht alleine
überleben, flossen
Steuergelder. Fusio-
nen werden deshalb
von den Analysten
mit viel Beifall be-
dacht.

Durch die Zusam-
menlegung der Stre-
ckennetze will die
neue United Conti-
nental Holdings mehr Fluggäste
anlocken. Gleichzeitig soll Dop-
pelarbeit in Verwaltung, Technik
und Marketing wegfallen. „Con-
tinental ist stark, wo United
schwach ist. Und United ist
stark, wo Continental schwach
ist“, sagte Smisek.

Zusammen befördern die zwei
Gesellschaften im Jahr mehr als
144 Millionen Passagiere zu 370
Zielen in 59 Ländern. Sie stoßen

„Continental ist stark, wo
United schwach ist. Und
United ist stark, wo
Continental schwach ist.“
CONTINENTAL-CHEF JEFF SMISEK

Neuer Riese am
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für Wirtschafts-
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Wie groß ist in Sachen Elektromo-
bilität der Rückstand der deut-
schen Autoindustrie?

Kemfert: Es gibt einen gewissen
Rückstand. Riesig ist er zwar
nicht. Aber die asiatischen Her-
steller sind weiter, da sie sehr
viel früher auf diesen Markt ge-
setzt haben. Die Bundesregie-
rung will, dass bis 2020 eine
Million Elektroautos auf
Deutschlands Straßen unter-

wegs sind. Das ist durchaus
machbar. Voraussetzung ist al-
lerdings, dass jetzt die Weichen
richtig gestellt werden. Wichtig
ist der Aufbau einer Infrastruktur
von intelligenten Stromnetzen,
Aufladestationen und Speicher-
technologien. Dafür benötigen
die Autokonzerne Unterstützung
– zum Beispiel die Möglichkeit,
Forschungsgelder steuerlich ab-
setzen zu können.

Die Bundesregierung lehnt Prämien
für Käufer von Elektroautos ab. Eine
richtige Festlegung?

Kemfert: Nein. Das Ausland
macht es uns vor. Andere Länder
leisten bereits finanzielle Unter-
stützung beim Kauf von Elektro-
fahrzeugen. Das macht durchaus

Sinn, vor allem dann, wenn die
Prämie an maximale Emissionen
gebunden ist. Elektromobilität
mit Strom aus erneuerbaren
Energien ist die richtige Antwort
auf die Herausforderungen
durch den Klimawandel.

Wann wird das Elektroauto mit her-
kömmlichen Fahrzeugen mithalten
können?

Kemfert: Es wird noch einige Zeit
dauern, aber ich bin sehr zuver-
sichtlich. Es wird schon jetzt an
leicht austauschbaren Hochleis-
tungs-Batterien gearbeitet. Au-
ßerdem benötigen wir eine Stan-
dardisierung bei Steckern und
Ladegeräten. Der Preisunter-
schied der Autos wird sich nach
und nach relativieren.

„Jetzt die Weichen richtig stellen“

will“. Die Wirtschaft hielt sich in
dieser Frage bedeckt. Die Frage
von Kaufanreizen müsse man
heute nicht entscheiden, sagte
der Präsident des Herstellerver-
bandes VDA, Matthias Wissman.
Er fügte hinzu: Gegenwärtig sei-
en E-Mobile etwa 5000 bis
10 000 Euro teuerer als her-
kömmliche Modelle. „Wenn
man eine Durchdringung der
Märkte haben will, muss der
Preisabstand kleiner werden.“

Strom-Tankstellen, Batterie-
reichweiten, Standards für Ste-
cker und die Beseitigung anderer
technische Hürden sollen in den
nächsten Monaten in den Fokus
rücken. Detailfragen, denen Mer-
kel durchaus etwas abgewinnen
kann. Wäre sie nicht Politikerin
geworden, hätte sie sich durch-
aus vorstellen können, sich hier
fachlich zu beteiligen, gesteht
die gelernte Physikerin. Es gebe
„unendlich viele interessante
Fragen“ zu klären, nicht nur die
nach Wechselstrom oder Gleich-
strom, schwärmte Merkel und
schraubte die Erwartungen
hoch: Die Deutschen hätten We-
sentliches zum Auto des 20. Jahr-
hunderts beigetragen. Jetzt müs-
se der Anspruch sein, „dass wir
das für das Auto des 21. Jahrhun-
derts auch können“.

Die Region ist dabei

Beim „Gipfeltreffen“ war auch
die Region Aachen stark vertre-
ten. Prof. Lutz Eckstein, Chef des
Instituts für Kraftfahrzeuge an
der RWTH, war als einer von nur
drei Vertretern der Hochschulen
zu einer Runde mit den Chefs
der Autokonzerne, der Energie-
versorger und der Verbände ein-
geladen worden. Der Blick dürfe
nicht allein auf Autos gerichtet
werden, unterstrich er danach
gegenüber unserer Zeitung, son-
dern auch auf Roller und Fahrrä-
der. Und: Ins Blickfeld müssten
Hybrid- und „Range-Extender“-
Fahrzeuge rücken, deren Reich-
weite durch ergänzende Ver-
brennungsmotoren deutlich er-
höht werden könne. „Diese Kate-
gorie wird sich eher durchsetzen,
als nur rein mit Strom betriebene
Fahrzeuge“, so Eckstein. Prof.
Achim Kampker vom Werkzeug-
maschinenlabor (WZL), der das
E-Mobil-Projekt „Street Scooter“
leitet, betonte, das Augenmerk
müsse auf den Aufbau von Pro-
duktionskapazitäten in Deutsch-
land gerichtet werden, um den
Markt nicht dem Ausland zu
überlassen.  (rb/wk/-bst-)

Berlin. Die Vorstandsvorsitzen-
den der großen deutschen Kon-
zerne waren sich für nichts zu
schade. BMW-Chef Norbert Reit-
hofer fuhr eigenhändig mit ei-
nem Elektro-Mini vor, sein
Daimler-Kollege Dieter Zetsche
mit einem Batterie-Smart. Peter
Löscher von Siemens toppte die-
sen Auftritt jedoch locker mit der
„Viktoria“. Der Konzern hatte
das kutschenähnliche Elektro-
Gefährt von 1905 original nach-
bauen lassen, damit es Löscher
nun beim Berliner Elektro-Mobi-
litätsgipfel der Kanzlerin präsen-
tieren konnte.

Es geht um den Automarkt der
Zukunft, und da will jeder dabei
sein. Neben den Herstellern auch
noch Stromanbieter, Zulieferer,
Batteriehersteller, Software-Ent-
wickler, Unternehmensberater.
Über 500 Firmen- und Regie-
rungsvertreter verzeichnete die
Gästeliste gestern in der Haupt-
stadt-Repräsentanz der Telekom.
Bei dem Treffen wurde der Start-
schuss für eine nationale Kraft-
anstrengung gegeben. Gemein-
sam wollen Regierung und In-
dustrie Deutschland zum „Leit-
markt und Leitanbieter“ für
Stromautos machen, wie es im
Abschlusskommunique heißt.
Eine Million Fahrzeuge bis 2020
ist das erste Ziel.

Neben der Brennstoffzellen-
Technik, die weiterhin parallel
mit Staatszuschüssen erforscht
wird, gibt es nun eine „Nationale
Plattform Elektromobilität“, die
zunächst aus sieben Arbeitsgrup-

Energie tanken: Kanzlerin Angela Merkel (vorne), Wirtschaftsminister Rainer Brüderle, Eon-Chef Klaus-Dieter Mau-
bach, Matthias Wissmann vom Verband der Automobilindustrie, Karl-Thomas Neumann von Volkswagen, Verkehrs-
minister Peter Ramsauer und Forschungsministerin Annette Schavan (v.l.) beim E-Mobil-Gipfel. Foto: dpa

Sieben Arbeitsgruppen, aber keine Prämie
Deutschland soll zum „Leitmarkt für Elektromobilität“ werden. Von Subventionen hält die Bundesregierung aber nichts.

der Bundesregierung. Im Kon-
junkturprogramm II wurden bis-
her 500 Millionen Euro Förder-
mittel für die Forschung bereit-
gestellt, mit denen unter ande-
rem in acht Modellregionen in
Deutschland Versuche finanziert
werden. Dabei geht es auch da-
rum, herauszufinden, welche
Standards, bei den Steckern an-
gefangen, am besten sind und
wie sie zwischen den Herstellern
harmonisiert werden können.
Angela Merkel mahnte aller-
dings, sich mit dem Harmonisie-
ren nicht allzu viel Zeit zu lassen.

Direkte Zuschüsse beim Kauf
von E-Mobilen, wie sie etwa
Frankreich plant, will die Bun-
desregierung nicht geben. „Das
hier ist kein Subventionsgipfel“,
meinte Wirtschaftsminister Rai-
ner Brüderle (FDP). Man setze
auf „marktwirtschaftliche Lö-
sungen“. Und auch Verkehrsmi-
nister Peter Ramsauer hält Zu-
schüsse für überflüssig, denn:
„Ich bin überzeugt, das E-Mobil
aus Deutschland wird so attrak-
tiv sein, dass jeder es haben

pen besteht. Organisiert wird die
Arbeit im Wirtschaftsministeri-

um von einer „Gemeinsamen
Geschäftsstelle Elektromobilität“


